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Stadt Eschweiler
Der Burgermeister

I/BdB - Blro des Blrgermeisters

Vorlagen-Nummer

386/26

Sitzungsvorlage
Beratungsfolge Sitzungsdatum
1. | Verpflichtung Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und offentlich 16.09.2026

Integration

Einfiihrung und Verpflichtung eines Mitgliedes des Ausschusses fiir
Chancengerechtigkeit und Integration

Frau Swetlana Zeroual wird von der Ausschussvorsitzenden eingefuhrt und in feierlicher Form zur
gesetzmaBigen und gewissenhaften Wahrnehmung ihrer Aufgaben verpflichtet.

Die Verpflichtungsformel lautet:

.Ich verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Kénnen wahrnehmen,
das Grundgesetz, die Verfassung des Landes und die Gesetze beachten und meine Pflichten zum
Wohle der Stadt Eschweiler erfullen werde.”

Die Erklarung kann durch religiése Beteuerung mit den Worten

.Ich verpflichte mich, so wahr mir Gott helfe.”

bekraftigt werden.

Beteuerungsformeln als Mitglieder anderer Religions- und Bekenntnisgemeinschaften sind

zulassig.

A 14 - Rechnungsprifungsamt
X Gesehen [ Vorgepriift

gez. Costantini

Datum: 03.09.2026

gez. Nowicki
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2 |

3 |
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[] zurlickgestellt
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[J zur Kenntnis genommen
[] abgelehnt

[] zuriickgestellt

[J zugestimmt

[J zur Kenntnis genommen
[] abgelehnt

[ zuriickgestellt
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[] abgelehnt
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Abstimmungsergebnis

Abstimmungsergebnis
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Abstimmungsergebnis
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[lja [lia [lia [lia

[Inein [Inein [Inein [Inein

[] Enthaltung [] Enthaltung [] Enthaltung [] Enthaltung




Sachverhalt:

GemaB § 67 Abs. 3i.V.m. § 58 Abs. 2 GO NRW werden die Ausschussmitglieder eingefihrt und in
feierlicher Form zur gesetzmaBigen und gewissenhaften Wahrnehmung ihrer Aufgaben ver-
pflichtet.

Soweit nicht durch die Geschéaftsordnung der Stadt Eschweiler fiur den Ausschuss fur
Chancengerechtigkeit und Integration besondere Regelungen getroffen werden, finden die fur
den Rat und die Ausschusse geltenden Verfahrensregelungen auf den Ausschuss fur Chancen-
gerechtigkeit und Integration analoge Anwendung.

Finanzielle Auswirkungen:
Keine finanziellen Auswirkungen.

Personelle Auswirkungen:
Keine personellen Auswirkungen.

Anlagen:
Verpflichtungsunterschriftsblatt

Seite 2 von 2



Stadt Eschweiler
Der Burgermeister

I/BdB - Blro des Blrgermeisters

Vorlagen-Nummer

390/26

Sitzungsvorlage
Beratungsfolge Sitzungsdatum
1. | Beschlussfassung Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und offentlich 16.09.2026

Integration

Neuwahl der/des stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses fur
Chancengerechtigkeit und Integration

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration wahit

zur/zum 1. stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und

Integration

zur/zum 2. stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses flir Chancengerechtigkeit und

Integration

A 14 - Rechnungsprifungsamt
X Gesehen [ Vorgepriift

gez. Costantini

Datum: 03.09.2026

gez. Nowicki
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Abstimmungsergebnis
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Sachverhalt:

GemaB § 27 Absatz 7 GO NRW werden der/die Vorsitzende und seine beiden Stellvertreter/innen
von allen Mitgliedern aus der Mitte des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration
gewahlt.

Nachdem die bisherigen stellvertretenden Vorsitzenden vor Ablauf der Wahlperiode aus dem
Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und Integration ausgeschieden sind, sind die Funktionen
der/des 1. und 2. stellvertretenden Vorsitzenden vakant. Fir die verbleibende Dauer der
Wahlperiode sind daher entsprechende Neuwahlen durchzufihren.

Das Wahlverfahren richtet sich ebenso wie bei der Wahl der/ des Vorsitzenden in analoger Anwen-
dung der Regelungen nach § 50 Abs. 2 GO NRW.

Die Wahl! der/des 1. stellvertretenden Vorsitzenden und die Wahl der/des 2. stellvertretenden
Vorsitzenden erfolgen jeweils in einem gesonderten Wahlgang.

Finanzielle Auswirkungen:
Keine finanziellen Auswirkungen.

Personelle Auswirkungen:
Keine personellen Auswirkungen.

Anlagen:
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Stadt Eschweiler
Der Burgermeister Vorlagen-Nummer
500 Sozialhilfe, Asylbewerberleistungen und Versicherungsbiiro 364/26
Beratungsfolge Sitzungsdatum
‘ 1. ‘ Vorberatung ‘ Ausschuss fur Soziales, Senioren und Kultur offentlich 09.09.2026
2. | Vorberatung Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und offentlich 16.09.2026
Integration
‘ 3. ‘ Vorberatung ‘ Haupt- und Finanzausschuss ‘ offentlich ‘ 22.09.2026
‘ 4, ‘ Beschlussfassung ‘ Rat der Stadt Eschweiler ‘ éffentlich ‘ 23.09.2026

Einfiihrung der Bezahlkarte nach der Bezahlkartenverordnung fur
Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz;

hier: Antrag Fraktion CDU und BASIS sowie Einzelvertreter der FDP vom
17.06.2026 und Antrag der Fraktion AfD vom 18.06.2026

Beschlussvorschlag:
Beschlussalternative | (Antrag Fraktionen CDU und BASIS sowie Einzelvertreter der FDP):

Der Rat der Stadt Eschweiler beschlieBt:

1.) Die Stadt Eschweiler flhrt die Bezahlkarte flr Leistungsberechtigte nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) ein. Von einer Opt-Out-Regelung soll kiinftig kein
Gebrauch mehr gemacht werden.

2.) Die Verwaltung wird beauftragt, die hierflr erforderlichen organisatorischen, technischen
und rechtlichen Schritte einzuleiten.

3.) Soziale Harten, insbesondere bei Familien mit Kindern, sind im Rahmen der landesrechtlich
vorgesehenen Einzelfallentscheidung angemessen zu berucksichtigten.

4.) Die Verwaltung wird ferner beauftragt, bei der praktischen Ausgestaltung Lésungen zu
prafen, die notwendige Zahlungen an anerkannte soziale Einrichtungen und andere
berechtigte Stellen - beispielsweise Sozialkaufhauser und die Tafel - auch im Einzelfall
ermoglichen (Ausstattung mit Kartenlesegeraten).

Beschlussalternative Il (Antrag der AfD-Fraktion):

Der Rat der Stadt Eschweiler beschlieBt:

1.) Die Stadt Eschweiler fUhrt die Bezahlkarte gemaB der Verordnung zur flichendeckenden
EinfUhrung
einer Bezahlkarte im Asylbewerberleistungsgesetz (Bezahlkartenverordnung NRW - BKV
NRW) als Regelform der Leistungsgewahrung fir Leistungsberechtigte nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz ein.

2.) Die Stadt Eschweiler macht von der in § 4 BKV NRW vorgesehenen Opt-Out-Regelung
ausdrucklich keinen Gebrauch.

3.) Die Verwaltung wird beauftragt, die hierflr notwendigen organisatorischen, technischen
und verwaltungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen und die Anbindung an das
landesweite Bezahlkartensystem sicherzustellen.

4.) Die Verwaltung berichtet dem zustandigen Fachausschuss vierteljahrlich Gber den Stand
der Einfuhrung, die praktischen Erfahrungen, die Kostenentwicklung sowie mdgliche
Optimierungsbedarfe.



5.) Hartefallregelungen und gesetzlich vorgesehene Ausnahmen bleiben unberthrt und sind

im Einzelfall entsprechend den gesetzlichen Vorgaben anzuwenden.

Beschlussalternative Il

Der Rat der Stadt Eschweiler beschlieBt:

1.) Mit Bezug auf den Beschluss des Rates der Stadt Eschweiler v. 02.07.2025 wird keine
Anderung bzgl. der Entscheidung der Verwendung der Opt-Out-Regelung des § 4 BKV
NRW vorgenommen. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, weiterhin gem. dieser Opt-Out-
Regelung die Auszahlungen gem. AsylbLG vorzunehmen.

A 14-Rechnungsprifungsamt
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Sachverhalt:
Ausgangslage:

Zuletzt beschaftigte sich der Rat der Stadt Eschweiler in seiner Sitzung am 02.07.2025 mit einer
Entscheidung uber die Einfuhrung einer Bezahlkarte fur Leistungsberechtigte gem. dem
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Durch den Rat der Stadt Eschweiler wurde am
02.07.2025 beschlossen, ruckwirkend ab dem 07.01.2025 von der Opt-Out-Regelung des § 4
Bezahlkartenverordnung NRW (BKV NRW) Gebrauch zu machen und die Leistungen nach dem
AsylbLG im Regelfall nicht in Form der Bezahlkarte zu erbringen.

Gefluchtete, die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenen Kraften und Mitteln sicherstellen kénnen,
haben unter bestimmten Voraussetzungen einen Anspruch auf Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Diese Leistungen konnten bisher in Form von Sach-
leistungen, Bargeld oder Wertgutscheinen erbracht werden.

Am 16. Mai 2024 trat eine Anderung des AsylbLG in Kraft, wodurch die sog. Bezahlkarte
ausdricklich als neue Leistungsform aufgenommen wurde. Die konkrete Ausgestaltung dieser
Form der Leistungserbringung obliegt den Landern. Am 7. Januar 2025 tratin Nordrhein-Westfalen
die Verordnung zur flachendeckenden Einflhrung einer Bezahlkarte (BKV NRW) im AsylbLG in
Kraft, mit welcher das Ministerium flUr Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen die landeseinheitliche Form der Leistungserbringung
regelt. Danach sollen die Leistungen nach dem AsyIbLG in der Regel durch die Bezahlkarte erbracht
werden. Bei der Leistungsgewahrung ist es jedem und jeder Leistungsberechtigten zu
ermaoglichen, sich je Kalendermonat eine Summe in H6he von maximal 50 Euro als Barleistung
auszahlen zu lassen.

Die vorstehend genannte Verordnung enthalt eine sog. Opt-Out Regelung (§ 4). Danach kann die
Gemeinde bzw. der Gemeindeverband abweichend von den Regelungen dieser Verordnung
beschlieBen, dass die Leistungen nach dem AsylbLG im Regelfall nicht in Form der Bezahlkarte
erbracht werden. Die Entscheidung fur einen optionalen Ausstieg aus dem System der Bezahlkarte
kann jederzeit fur die Zukunft beschlossen werden. Kommunen, die sich zunachst gegen die
EinfGUhrung der Bezahlkarte entschieden haben, kénnen diese Entscheidung auch in der Zukunft
revidieren. Nach intensiver politischer Beratung machte die Stadt Eschweiler gem. Beschluss des
Rates der Stadt Eschweiler v. 02.07.2025 von der Opt-Out-Regelung mit rickwirkender Wirkung
zum 07.01.2025 Gebrauch (s. Beschlussvorschlag Ill). Auf die Niederschriften der Sitzungen und
die inhaltlichen Erlduterungen der Vorlagen 276/24, 381/24, sowie den miindlichen Bericht in der
Sitzung des Sozial- und Seniorenausschusses am 20.03.2025 und die Entscheidungsvorlage
176/25 wird an dieser Stelle verwiesen.

Anderungen seit der letzten Beratung:

Der als Anlage 1 beigeflgte Antrag der Fraktionen CDU und Basis sowie des Einzelvertreters der
FDP v. 17.06.2026 und der als Anlage 2 beigefligte Antrag der AfD-Fraktion v. 18.06.2026 wurden
mit Beschluss des Rates der Stadt Eschweiler v. 08.07.2026 in den dafur zustandigen Ausschuss
fur Soziales, Senioren und Kultur zur Vorberatung verwiesen.

Somit erfolgt nachfolgend auf Grundlage der nachstehenden politischen Antrége eine erneute
Prufung des Sachverhaltes.

Relevant ist insbesondere der Erlass der Verordnung zur Anderung der Bezahlkartenverordnung
NRW vom 10. September 2025 (s. beigefligt), welcher die Umsetzung der EinfGhrung
konkretisierte. Eine entscheidende Neuerung ist, dass das Uberweisungs- und
Lastschriftverfahren innerhalb des Bezahlkartensystems ausschlieBlich mit einem sog. Whitelist-
Verfahren zu implementieren sind.

Dabei mussen die zustandigen Leistungssachbearbeiter ermessensfehlerfrei prifen, welche
Bankverbindungen zur eigenstandigen Uberweisung durch die Leistungsempfanger freigegeben
werden durfen. Eine Ablehnung ist durch einen Verwaltungsakt zu begrinden. AuBerdem wurde
klargestellt, dass von der Mdglichkeit des Opt-Out nur einheitlich Gebrauch gemacht werden kann.
Auch Leistungsberechtigte nach § 2 Asylbewerberleistungsgesetz oder sonstige
Leistungsberechtigte, die bereits seit vielen Jahren in Eschweiler leben, mUssten ihre Leistungen
via Bezahlkarte erhalten. Einerseits gewahrleistet das beschriebene Whitelist-Verfahren eine
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Einschrankung der Uberweisungsméglichkeiten und Geldtransfers. Hierdurch kdnnen
AuslandsUberweisungen eingeschrankt werden.

Far die tagliche Arbeit in der Praxis bedeutet das Whitelist-Verfahren jedoch zunachst eine
Erhéhung des Verwaltungsaufwandes. In einem ersten Schritt missen jegliche Uberweisungen
bzw. Dauerauftrage von Leistungsberechtigten (Zahlungen von Miete, Strom, Energiekosten,
sonstige Vertragskosten, etc.) von der Stadt Eschweiler systemseitig eingepflegt werden. Es
mussten Ablaufe fur Kartenausgabe, Aktivierung, Aufladung, Ersatzkarten, Sperrungen, Beratung,
technischen Support und Einzelfallprifungen eingerichtet werden. Zusatzlicher Prifbedarf kann
insbesondere entstehen, wenn notwendige Zahlungen nicht oder nur eingeschrankt Gber die Karte
maglich sind.

Bei der Ablehnung zusatzlicher Barauszahlungen, der Nichtfreigabe bestimmter Zahlungen oder
Einschrankungen der Kartennutzung kénnen Widerspriche und Klageverfahren ausgeldst werden.
Die Verwaltung musste dann im Einzelfall begrinden, dass der notwendige Lebensunterhalt
gleichwohl gesichert ist. Dies kann insbesondere bei besonderen persdnlichen Lebenslagen,
Erkrankungen, Behinderungen, familidren Konstellationen, dezentraler Unterbringung oder
bestehenden vertraglichen Verpflichtungen relevant werden. Datenschutzrechtlich ist zu
berucksichtigen, dass der Einsatz einer Bezahlkarte zusatzliche Verarbeitungen
personenbezogener Daten mit sich bringt und Abrufe von Kartentransaktionsdaten durch
Leistungsbehoérden einer tragfahigen Rechtsgrundlage bedurfen.

Fragestellungen der politischen Antrage:

Bargeldlose Zahlung/ Digitalisierung:

In Eschweiler erfolgt die Auszahlung der Leistungen in der Regel gem. AsylbLG bereits aktuell
digital per Kontolberweisung (dies umfasst 200 Leistungsfalle). Nur in Einzelfallen erfolgt eine
Auszahlung per Barscheck oder per Lebensmittelgutschein bei personlicher Vorsprache (dies
umfasst 2 Leistungsfalle).

Eine solche Art der Auszahlung erfolgt jedoch nur bei begriindetem Verdacht der regelméaBigen
Ortsabwesenheit, sowie bei regelmaBig geltend gemachten Mittellosigkeiten. In diesen Fallen
wurde auch bei EinfUhrung der Bezahlkarte weiterhin die Auszahlung Gber Lebensmittelgutschein
erfolgen.

Bezahlung bei karitativen und ,preiswerten” Einrichtungen:

In vielen Geschaften des taglichen Lebens ist in Eschweiler keine kartengebundene Zahlung
moglich. Auch eine Bezahlung bei den ortsansassigen sozialen Kaufhausern wie z.B. Eschweiler
Tafel e.V. kann z.B. nur durch Vorlage von Bargeld erfolgen. Die Bereitschaft ein entsprechendes
System einzufuhren, musste bei den ortsansassigen sozialen Kaufhausern wie z.B. WABe e.V. oder
Tafel e.V. nach Beschluss erfragt werden. Voraussichtlich ist die EinfUhrung mit Mehrkosten
verbunden, welche ggf. in Form von Zuschussen durch die Stadt Eschweiler erstattet werden
kdnnen/ missen. Alternativ kdnnte die pauschale Erhéhung des Barzahlungsbetrages oder die
EinfGhrung von Bezugs- und Berechtigungsscheinen in Abstimmung mit den Tragern gepruaft
werden. Diese ware jedoch noch rechtlich und organisatorisch abschlieBend zu prufen.

Beratungsstand anderer Kommunen:

Das Ministerium fur Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes
Nordrhein-Westfalen (MKJFGFI) hat im Juni 2026 aktuelle Zahlen zu der EinfUhrung der
Bezahlkarte mitgeteilt.

Demnach haben 111 Kommunen die Einfuhrung der Bezahlkarte beschlossen, weitere 13
Kommunen interessieren sich fur die Einfihrung. 208 Kommunen haben sich dahingegen fiir den
Opt-Out ausgesprochen, davon 200 Kommunen mit entsprechenden Rats- bzw. Ausschuss-
beschlissen. 63 Kommunen hatten nach der letzten Information des MKIFGFI weder die Opt-Out-
Lésung noch die Einfihrung der Bezahlkarte zurtickgemeldet.

Von den 111 Kommunen mit unterschriebenem Verwaltungsvertrag haben bereits 110 Kommunen
die fir den Zugang zum Socialcard-Navigator abrufberechtigten Personen gemeldet.
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Von den 110 abrufberechtigten Kommunen haben 8 Kommunen von ihrer Berechtigung noch
keinen Gebrauch gemacht.

Als Grinde gegen die EinfUhrung der Bezahlkarte fihren die Staddte insbesondere fehlende
finanzielle Sicherheit, zusatzliche Verwaltungskosten und eine unklare technische Umsetzung an.

Finanzielle Auswirkungen:
Das Land NRW ubernimmt die Kosten bzgl. der grundlegenden Leistungen des Bezahlkarten-

dienstleisters.

Weitere einmalige Kosten, etwa fur Schulungen, Systemeinrichtung oder Schnittstellen zum
Fachverfahren tragt das Land nur nach vorheriger Zustimmung durch die Bezirksregierung und
Vorleistung der Kommunen.

Sonstige Aufwendungen fir Verwaltung, Systempflege und zusatzliche Personalkapazitaten sind
von der Stadt Eschweiler zu tragen. Eine Kostenschatzung gestaltet sich hier schwierig, zumal
bisher kaum Referenzwerte von anderen Kommunen vorliegen. Im EinfGhrungsjahr der
Bezahlkarte wirden die nicht ersatzfahigen Aufwendungen bzgl. der technischen Einfihrung auf
einen niedrigen funfstelligen Betrag geschatzt.

Vor dem Hintergrund einer entsprechenden Eruierung mit anderen Kommunen wird aktuell davon
ausgegangen, dass mit einem Mehraufwand von 2 Std. im Jahr pro Leistungsfall im laufenden
Verwaltungsgeschaft gerechnet werden kann

Bei aktuell 200 Leistungsfallen ist somit von einem jahrlichen Mehraufwand in Héhe von circa 400
Stunden auszugehen. Insbesondere in den ersten Monaten der Einfihrung ist dariber hinaus von
einem zusatzlichen Aufwand zur Einfihrung und Einrichtung auszugehen.

Der zusatzliche laufende Mehraufwand (ohne Einfliihrung) entspricht einem Stellenumfang von 0,5
VZA. Dies fihrt zu jahrlichen Personalmehrkosten i.H.v. ca. 40.000,00 Euro ab dem Datum der
EinfUhrung der Bezahlkarte. Aufgrund derim letzten Jahr ohne personelle Kompensation erfolgten
Fallzahlensteigerung um 30 % ist der Mehraufwand nicht mit dem bestehenden Personal zu
decken.

Entgegenzustellende Einsparungen im stadtischen Haushalt sind durch die Einfihrung der
Bezahlkarte nicht zu erwarten. Vor dem Hintergrund, dass die BankgebUhren fir ausgestellte
Barschecks bei circa 1,65 Euro pro Scheck liegen, sind die dadurch eingesparten Gebuhren pro
Jahr lediglich marginal. Die hierbei eingesparten Personalkosten werden aufgrund der geringen
Hohe nicht separat ausgewiesen.

Personelle Auswirkungen:
Wie bereits im Bereich ,finanzielle Auswirkungen” beschrieben, kann die Einfihrung und laufende

Durchsetzung der Bezahlkarte nicht allein durch das aktuell mit der Leistungsgewahrung gem.
AsylbLG befasste Personal erfolgen, da sich ein erheblicher Verwaltungsmehraufwand ergibt. Dies
geht einher mit dem Umstand, dass sich in den letzten 12 Monaten die Anzahl von Personen,
welche gem. dem AsylbLG durch die Stadt Eschweiler zu versorgen sind um ca. 33 % angestiegen
ist, was bisher durch das bereits mit der Aufgabe betraute Personal ohne personelle Aufstockung
aufgefangen werden konnte.

Eine Durchfuhrung der hier in Frage stehenden MaBnahme wuirde zu einem geschéatzten
Personalmehraufwand i.H.v. 0,5 VZA fiihren.

Sofern vakante Personalstellen aus anderen Bereichen der Stadt Eschweiler nicht verlagert
werden kénnen, sind zusatzliche Stellenplananteile einzurichten.
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Anlagen:

Aktuelle Fassung Bezahlkartenverordnung NRW - Stand 09.2025
Anlage 1 - Antrag CDU, BASIS, FDP vom 17.06.2026
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Landesrecht Nordrhein-Westfalen

LRGV - Landesrecht Gesetze und Verordnungen

Stammnorm
Ausfertigungsdatum: 02.01.2025

Fassung
Gultig ab: 19.09.2025

Verordnung zur flachendeckenden Einfuhrung einer
Bezahlkarte im Asylbewerberleistungsgesetz (Asyl-
bLG) (Bezahlkartenverordnung NRW - BKV NRW)

Vollzitat

Bezahlkartenverordnung NRW vom 2. Januar 2025 (GV. NRW. S. 40), die durch Verordnung vom
10. September 2025 (GV. NRW. S. 773) geandert worden ist,

Vom 2. Januar 2025

Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Ausfiihrungsgesetzes zum Asylbewerberleistungsgesetz (AG Asyl-
bLG), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2024 (GV. NRW. S. 1232) ge-
andert worden ist, verordnet das Ministerium fur Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht
und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen:

§1

Anwendungsbereich

FuBnoten zu § 1 Anwendungsbereich

Veroffentlichung GV. NRW. 2025 S. 773

Absatz 1 neu gefasst durch Verordnung vom 10. September 2025, in Kraft getreten am 19.
September 2025.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen,
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(1) Diese Verordnung regelt die landeseinheitliche Form der Leistungserbringung fur Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG).

(2) Die Verordnung gilt sowohl fur die Leistungsbehdrden des Landes als auch der Gemeinden
und Gemeindeverbande nach dem AsylbLG.

§2

Berechtigtenkreis

(1) Alle volljahrigen Leistungsbezieherinnen und Leistungsbezieher erhalten eine eigene Bezahl-
karte.

(2) Minderjahrige Leistungsbezieherinnen und Leistungsbezieher, welche mit ihren Erziehungs-
berechtigten zusammenleben, erhalten ihre Leistungen auf die Bezahlkarte eines erwachsenen
Erziehungsberechtigten.

(3) Minderjahrige Leistungsbezieherinnen und Leistungsbezieher, welche nicht mit einem er-
wachsenen Erziehungsberechtigten zusammenleben, erhalten eine eigene Bezahlkarte.

(4) Als Zusammenleben im Sinne der Absatze 2 und 3 gilt auch der Aufenthalt in derselben Ge-
meinschaftsunterkunft.

(5) Bedarfsgemeinschaften kann zum gemeinsamen Wirtschaften eine Bezahlkarte als Hauptkar-
te mit weiteren Bezahlkarten als Partnerkarten zugeteilt werden.

§3

Form der Leistungserbringung

FuBnoten zu § 3 Form der Leistungserbringung

Veroffentlichung GV. NRW. 2025 S. 773

Absatz 2 geandert und Absatz 3 (alt) durch die Absatze 3 und 4 ersetzt durch Verordnung
vom 10. September 2025, in Kraft getreten am 19. September 2025.

(1) Die Leistungserbringung nach §§ 3 ff. AsylbLG erfolgt in der Regel in Form der Bezahlkarte,
sofern nicht die Deckung durch Sachleistungen vorgesehen ist.

(2) Die Leistungserbringung nach § 2 AsylbLG erfolgt in der Regel in Form der Bezahlkarte. Aus-
genommen sind Leistungsberechtigte, die

1. Einnahmen aus Erwerbstatigkeit erzielen, die monatlich mindestens die entsprechend § 8 Abs.
1a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zu ermittelnde Geringfligigkeitsgrenze erreichen, oder

2. sich in einer Berufsausbildung befinden, auch wenn die im Rahmen der Berufsausbildung er-
zielten Einnahmen hinter der entsprechend § 8 Abs. 1a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zu
ermittelnden Geringfligigkeitsgrenze zurlickbleiben.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen,
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Satz 2 gilt nur, soweit die Erwerbstatigkeit flir mindestens drei zusammenhangende Monate aus-
getibt wird oder die Berufsausbildung mindestens liber diesen Zeitraum hinweg bestanden hat
(Karenzfrist). Die Moglichkeit des Verbrauchs von auf der Bezahlkarte vorhandenen Restgutha-
ben ist im Fall des Satzes 2 sicherzustellen. Die Voraussetzungen des Satzes 2 und 3 sind der
zustandigen Behdrde nachzuweisen.

(3) Die Leistungserbringung erfolgt nach Absatz 2 Satz 1, soweit Leistungsberechtigte die Er-
werbstatigkeit oder die Berufsausbildung beenden. Dies gilt nicht, wenn sie der zustandigen Be-
horde innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Monats, in dem die Beendigung der Erwerbs-
tatigkeit oder der Berufsausbildung erfolgt, die erneute Aufnahme einer Erwerbstatigkeit oder
Berufsausbildung, die die Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 2 und 3 voraussichtlich erfiillt,
nachweisen (Nachweisfrist). Im Fall des fehlenden Nachweises erfolgt die Leistungserbringung
an die Leistungsberechtigten in dem Monat, der auf den Ablauf der drei Monate folgt, geman Ab-
satz 2 Satz 1.

(4) Wird eine nach Absatz 3 Satz 1 nachgewiesene Erwerbstatigkeit oder Berufsausbildung vor
Ablauf von drei zusammenhangenden Monaten beendet, erfolgt die Leistungserbringung nach
Absatz 2 Satz 1in dem Monat, der auf die Beendigung folgt. Eine Ausnahme nach Absatz 2 Satz
2 kann auch dann erst wieder gewahrt werden, wenn die Voraussetzungen von Absatz 2 Satz 2
und 3 erfillt sind und nachgewiesen werden (Ablauf der Karenzfrist).

§4
Opt-Out Regelung
FuBnoten zu § 4 Opt-Out Regelung

Veroffentlichung GV. NRW. 2025 S. 773

Absatz 2 (alt) ersetzt durch die Absatze 2 und 3 durch Verordnung vom 10. September
2025, in Kraft getreten am 19. September 2025.

(1) Die Gemeinde bzw. der Gemeindeverband kann abweichend von den Regelungen dieser Ver-
ordnung beschlieBen, dass die Leistungen nach dem AsylbLG im Regelfall nicht in Form der Be-
zahlkarte erbracht werden.

(2) Der Beschluss wirkt auf den Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung zurlick. Er kann auch
nur mit Wirkung fir die Zukunft gefasst werden. Die Mdglichkeit der EinfiUhrung der Bezahlkarte
bleibt auch nach einem vorherigen Opt-Out-Beschluss bestehen.

(3) Von der Moglichkeit des Opt-Out kann nur einheitlich Gebrauch gemacht werden; ein Her-
ausoptieren im Hinblick auf einzelne Leistungsbestandteile unbarer Leistungserbringung oder
auf einzelne Gruppen von Leistungsempfangern ist unzulassig.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen,
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§5

Bargeldauszahlung

(1) Bei der Leistungsgewahrung geman § 3 ist es jedem und jeder Leistungsberechtigten zu er-
madglichen, sich je Kalendermonat eine Summe in Hohe von 50 Euro als Barleistung auszahlen zu
lassen (Barleistungsgrenze). Hiervon kann zu Gunsten des oder der Leistungsberechtigten bei
Vorliegen berechtigter Mehrbedarfe nach oben abgewichen werden.

(2) Sofern die Aufwandsentschadigung nach § 5 Absatz 2 AsylbLG auf die Bezahlkarte ausge-
zahlt wird, erhéht sich die Barleistungsgrenze entsprechend.

§6

Einsatzmoglichkeiten

FuBnoten zu § 6 Einsatzmaoglichkeiten

Veroffentlichung GV. NRW. 2025 S. 773

Absatze 3 und 4 angefiigt durch Verordnung vom 10. September 2025, in Kraft getreten am
19. September 2025.

(1) Der Einsatz der Bezahlkarte im Ausland ist ausgeschlossen. Eine regionale Beschrankung dar-
Uber hinaus ist nicht zuldssig.

(2) Der Einsatz der Bezahlkarte ist fiir folgende Waren- und Dienstleistungsgruppen und Ange-
bote ausgeschlossen:

a. Geldtransferdienstleistungen in das Ausland,
b. Glucksspielangebote,
c. sexuelle Dienstleistungen.

(3) Das fur den Bereich Flucht zustéandige Ministerium trifft die notwendigen MaBnahmen, um die
Handelspartner der in den Absatzen 1 und 2 genannten Branchen fur Transaktionen mit der Be-
zahlkarte als Consumer Card technisch zu sperren.

(4) Der Einsatz der Bezahlkarte fiir Uberweisungen und Lastschriften ist nur auf Antrag zulassig.
Die zustandige Leistungsbehoérde entscheidet nach pflichtgemaBem Ermessen, ob und welche
Transaktionen flir Handelspartner, die nicht den in den Absatzen 1 und 2 genannten Branchen
zuzuordnen sind, hierflr zugelassen werden. Die zustandige Leistungsbehérde fuhrt zu diesem
Zweck eine Liste der in der Regel freizugebenden Handelspartner.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen,
Friedrichstr. 62-80, 40217 Dusseldorf 4/6


https://recht.nrw.de/gvnrw/2025-s773

§7

Abweichende Bedarfe

Die zustandige Behorde darf Leistungen abweichend von den Vorgaben dieser Rechtsverord-
nung auszahlen, sofern dies aus Hartefallgriinden im Einzelfall zu Gunsten der Leistungsberech-
tigten geboten ist.

§8
Ubergangsregelung fiir Personen im Leistungsbezug nach §§ 2 ff. Asyl-
bLG

FuBnoten zu § 8 Ubergangsregelung fiir Personen im Leistungsbezug nach §§ 2 ff. AsylbLG

Veroffentlichung GV. NRW. 2025 S. 773

Absatz 1 neu gefasst durch Verordnung vom 10. September 2025, in Kraft getreten am 19.
September 2025.

(1) Sofern die Gemeinde oder der Gemeindeverband nicht von der Mdglichkeit des § 4 Gebrauch
macht, werden

1. im Zeitraum 1. Januar 2025 bis einschlieBlich 31. Dezember 2026 fiir Personen in der kommu-
nalen Unterbringung, die sich bereits am 31. Dezember 2024 im Leistungsbezug nach § 3 Asyl-
bLG befunden haben, abweichend von § 3 Absatz 1in der Regel die Leistungen in der bisherigen
Form erbracht oder

2. im Zeitraum 1. Januar 2025 bis einschlieBlich 31. Dezember 2027 fir Personen in der kommu-
nalen Unterbringung, die sich bis zum 31. Dezember 2025 im Leistungsbezug nach § 2 AsylbLG
befinden, abweichend von § 3 Absatz 2 in der Regel die Leistungen in der bisherigen Form er-
bracht.

(2) Die zustandige kommunale Behoérde kann abweichend von Absatz 1 auch fiir den dort ge-
nannten Personenkreis die Leistungen nach § 3 in Form der Bezahlkarte erbringen.

§9

Evaluierungsklausel

Die Regelungen dieser Rechtsverordnung werden zum 31.12.2027 durch das fir Flucht zustandi-
ge Ministerium, insbesondere mit Blick auf die Angemessenheit der Barleistungsgrenze, liber-
prift.

§10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen,
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Die Ministerin fur Kinder, Jugend, Familie,
Gleichstellung, Flucht und Integration
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Eschweiler, den 17.06.2026

Einfiihrung der Bezahlkarte nach der Bezahlkartenverordnung:
Erneute Befassung aufgrund geidnderter Rahmenbedingungen

Sehr geehrter Herr Birgermeister Nowicki,

die Fraktionen von CDU und BASIS sowie der Einzelvertreter der FDP beantragen,
folgenden Beschlussvorschlag im Rat der Stadt Eschweiler auf die Tagesordnung des
Rates zu setzen.

Beschlussvorschiag:

Der Rat der Stadt Eschweiler beschlieft:

1. Die Stadt Eschweiler fihrt die Bezahlkarte fir Leistungsberechtigte nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz ein. Von einer Opt-Out-Regelung soll kiinftig kein
Gebrauch mehr gemacht werden.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die hierfir erforderlichen organisatorischen,
technischen und rechtlichen Schritte einzuleiten.

3. Soziale Harten, insbesondere bei Familien mit Kindern, sind im Rahmen der
landesrechtlich vorgesehenen Einzelfallentscheidungen angemessen zu be-
rucksichtigen.

4. Die Verwaltung wird ferner beauftragt, bei der praktischen Ausgestaltung L&-
sungen zu prifen, die notwendige Zahlungen an anerkannte soziale Einrichtun-
gen und andere berechtigte Stellen — beispielsweise Sozialkaufhduser und die
Tafel — auch im Einzelfall ermdglichen (Ausstattung mit Kartenlesegeraten).

CDU-Fraktion, BASIS-Fraktion und FDP Johannes-Rau-Platz 1
im Rat der Stadt Eschweiler 52249 Eschweiler
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Begriindung:

Die CDU-Fraktion hat sich bereits mit Antrag vom 16.05.2024 fiir die Einfiihrung der
Bezahlkarte ausgesprochen. Die damaligen Bedenken bezogen sich im Wesentlichen
auf rechtliche, technische, organisatorische und finanzielle Unsicherheiten. Diese Aus-
gangslage hat sich zwischenzeitlich wesentlich verandert.

Mit der Bezahlkartenverordnung NRW besteht inzwischen ein verbindlicher landes-
rechtlicher Rahmen. Die Einfiihrung erfolgt landesweit. So werden die Gefliichteten in
den Zentralen Unterbringungseinrichtungen des Landes, in denen die Menschen zu-
nachst ankommen, bevor sie auf die Kommunen verteilt werden, bereits mit den Karten
ausgestattet. Auch in der unmittelbaren Umgebung wird die Bezahlkarte inzwischen
anders bewertet. So haben sich zum Beispiel Baesweiler und jlingst Langerwehe fur
die Einfithrung ausgesprochen.

Die Bezahlkarte erméglicht die praktikable Teilhabe im Alltag. Inhaberinnen und Inha-
ber einer Bezahlkarte kénnen — wie andere Kundinnen und Kunden auch — bargeldlos
bezahlen. Uns ist wichtig, dass vor Ort auch der Zugang zu niederschwelligen Ange-
boten erhalten bleibt, weshalb die Verwaltung um Priifung gebeten wird, anerkannte
soziale Einrichtungen wie zum Beispiel die Tafel mit Kartenlesegeraten auszustatten.
Hierfiir sollte geprift werden, ob zum Beispiel lokale Kreditinstitute hierfir als Sponso-
ren gewonnen werden kénnen.

Die Einfithrung stellt zudem einen weiteren Schritt in Richtung Digitalisierung und Bu-
rokratieabbau dar. RegelmaBige Bargeldauszahlungen kénnen reduziert und haufige
persdnliche Vorsprachen vereinfacht werden. Zwar ist die Einfilhrung zunachst mit or-
ganisatorischem Aufwand verbunden. Perspektivisch wird die Bezahlkarte jedoch Ver-
waltungsabldufe durch das automatische Aufladen der Karten und deren digitale Ad-
ministration vereinfachen.

Die Bezahlkarte ist damit ein geeignetes Instrument, um Bargeldzahlungen zu redu-
zieren sowie Fehlanreize zu begrenzen, und kann zugleich durch Hartefallregelungen
sozial verantwortbar ausgestaltet werden.

Damit sind die tragenden Griinde der damaligen Ablehnung aus Sicht der Beantragen-
den nicht mehr in gleicher Weise belastbar. Insbesondere der pauschale Hinweis auf
erheblichen Verwaltungsmehraufwand Giberzeugt nicht mehr. Die Erfahrungen anderer
Kommunen zeigen, dass die Einfiihrung organisatorisch handhabbar ist und der Auf-
wand durch landeseinheitliche Vorgaben, technische Weiterentwicklungen und stan-
dardisierte Verfahren begrenzt werden kann. Auch rechtliche Bedenken stehen einer

CDU-Fraktion, BASIS-Fraktion und FDP Johannes-Rau-Platz 1
im Rat der Stadt Eschweiler 52249 Eschweiler
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Einfuhrung nicht grundsatzlich entgegen, da die Verordnung ausdriicklich Einzelfall-
entscheidungen und Abweichungen zugunsten der Leistungsberechtigten erméglicht.

Eine friihere Beschlussfassung gegen die Einfiihrung hindert den Rat nicht daran, die
Frage auf Grundlage neuer Erkenntnisse erneut zu bewerten und anders zu entschei-
den. Gerade weil sich die Sach- und Rechtslage weiterentwickelt hat, ist eine erneute
Entscheidung nicht nur zulassig, sondern sachlich geboten.

Fir Ruckfragen stehen wir gerne zur Verfugung.

Mit freundlichen Griif3en

gez. Thomas Schlenter gez. Christoph Hafner gez. Stefan Schulze
CDU-Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender BASIS FDP-Einzelvertreter

gez. Frank Meyers gez. Michael Cremer gez. Marcel Bach
CDU-Stadtverbandsvorsitzender Ratsmitglied FDP-Stadtverbandsvorsitzender
Ratsmitglied

CDU-Fraktion, BASIS-Fraktion und FDP Johannes-Rau-Platz 1

im Rat der Stadt Eschweiler i 52249 Eschweiler







Von: Michael Winterich

Gesendet: Donnerstag, 18. Juni 2026 15:37

An: Buergermeister, (Eschweiler) <Buergermeister@eschweiler.de>
Cc: Ratsbuero, (Eschweiler) <Ratsbuero@eschweiler.de>; Fraktion, AfD
Betreff: Antrag zur nachsten Ratssitzung am 08.07.2026

Sehr geehrter Herr Nowicki,
hiermit stellt die AfD Fraktion im Rat der Stadt Eschweiler folgenden Antrag.

EinfUhrung der Bezahlkarte fur Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in der Stadt
Eschweiler

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Eschweiler beschliet:

1. Die Stadt Eschweiler fuhrt die Bezahlkarte gemaB der Verordnung zur flichendeckenden Einfuhrung
einer Bezahlkarte im Asylbewerberleistungsgesetz (Bezahlkartenverordnung NRW - BKV NRW) als Re-
gelform der Leistungsgewahrung fur Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
ein.

2. Die Stadt Eschweiler macht von der in § 4 BKV NRW vorgesehenen Opt-Out-Regelung ausdrucklich
keinen Gebrauch.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, die hierfur notwendigen organisatorischen, technischen und verwal-
tungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen und die Anbindung an das landesweite Bezahlkarten-
system sicherzustellen.

4. Die Verwaltung berichtet dem zustandigen Fachausschuss vierteljahrlich Uber den Stand der Einfih-
rung, die praktischen Erfahrungen, die Kostenentwicklung sowie moégliche Optimierungsbedarfe.

5. Hartefallregelungen und gesetzlich vorgesehene Ausnahmen bleiben unberthrt und sind im Einzelfall
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben anzuwenden.

Begrindung

Der Deutsche Bundestag hat mit dem Gesetz zur Anpassung von Datentbermittlungsvorschriften im Auslan-
der- und Sozialrecht die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen, Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz auch mittels einer Bezahlkarte auszuzahlen.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat auf dieser Grundlage eine landesweite Bezahlkartenregelung geschaffen
und die Bezahlkarte als Regelform der Leistungsgewahrung vorgesehen.

Ziel der Bezahlkarte ist die Vereinheitlichung und Modernisierung der Leistungsgewahrung sowie die Sicher-
stellung, dass staatliche Unterstitzungsleistungen dem vorgesehenen Zweck entsprechend verwendet wer-
den.

Die Bezahlkarte stellt keine Leistungskirzung dar. Die gesetzlichen Leistungsanspriche nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz bleiben vollstédndig erhalten. Lediglich die Form der Auszahlung wird angepasst.

Die Einfihrung der Bezahlkarte dient insbesondere folgenden Zielen:

e Vereinheitlichung der Leistungsgewahrung in Nordrhein-Westfalen,

e Reduzierung des Verwaltungsaufwandes bei Bargeldauszahlungen,

e Verbesserung der Nachvollziehbarkeit von Zahlungsstréomen,

¢ Verringerung von Missbrauchsmaéglichkeiten,

e Verhinderung von Geldtransfers ins Ausland aus staatlichen Transferleistungen,

e Vermeidung von Pull-Faktoren innerhalb Deutschlands und Europas,

e Erhéhung der Akzeptanz des Asylsystems in der Bevélkerung.

Die kommunalen Spitzenverbande in Nordrhein-Westfalen haben sich wiederholt fir eine landesweit einheitli-
che EinflUhrung ausgesprochen. Insbesondere wurde darauf hingewiesen, dass kommunale Sonderwege zu
einem uneinheitlichen Vollzug fuhren und damit die Zielsetzung des Landes unterlaufen.

Die Stadt Eschweiler sollte deshalb keinen Sonderweg beschreiten.

Gerade bei bundes- und landesweit geregelten Sozialleistungen besteht ein erhebliches 6ffentliches Inte-
resse an einer mdglichst einheitlichen Anwendung. Eine kommunale Abweichung wurde weder zu einer Ver-
besserung der Rechtsstellung der Leistungsberechtigten fihren noch einen erkennbaren Vorteil fur die Stadt
Eschweiler schaffen.

Auch finanzielle Grinde sprechen nicht gegen die Einfihrung. Das Land Nordrhein -Westfalen hat die techni-
sche Infrastruktur zentral ausgeschrieben und eingefiihrt. Die Nutzung eines landeseinheitlichen Systems
vermeidet Insellésungen und reduziert langfristig Verwaltungsaufwand sowie organisatorische Mehrbelas-
tungen.

Haufig vorgebrachte verfassungsrechtliche oder menschenrechtliche Bedenken greifen nicht durch. Die
Hohe der Leistungen wird durch die Bezahlkarte nicht verandert. Das Bundesverfassungsgericht hat mehr-
fach klargestellt, dass dem Gesetzgeber bei der Ausgestaltung von Sozialleistungen ein Gestaltungsspielraum
zusteht, solange das menschenwurdige Existenzminimum gewahrleistet bleibt. Dies ist durch die Bezahlkarte
unstreitig weiterhin der Fall.
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Ebenso bleiben gesetzlich vorgesehene Hartefallregelungen bestehen. Die zustandigen Behoérden kénnen in
begriindeten Einzelfallen von den Regelungen der Bezahlkarte abweichen, wenn dies zur Sicherstellung be-
sonderer Bedarfe erforderlich ist.

Die Bezahlkarte stellt damit einen rechtssicheren, praktikablen und sachgerechten Weg dar, Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz auszugestalten.

Der Rat der Stadt Eschweiler bekennt sich daher zu einer konsequenten und landeseinheitlichen Umsetzung
der Bezahlkarte und verzichtet auf die Mdglichkeit eines kommunalen Opt-Outs.

Mit freundlichem GruB
Im Auftrag

Michael Winterich

1. Sprecher Stadtverband Eschweiler
Fraktionsvorsitzender Stadtrat Eschweiler
stellv. Kreisvorsitzender

AfD Fraktion Stadt Eschweiler
Johannes-Rau-Platz 1
52249 Eschweiler

Telefon: +49 2403 71-509



Stadt Eschweiler
Der Burgermeister

50 Amt fur Soziales, Senioren und Integration

Vorlagen-Nummer

348/26

Sitzungsvorlage
Beratungsfolge Sitzungsdatum
1. | Beschlussfassung Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und offentlich 16.09.2026

Integration

Beitritt als Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und Integration
zum Biindnis fir Demokratie der Stadt Eschweiler

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss beschlieBt den Beitritt des ACI zum Bundnis fir Demokratie.

A 14-Rechnungspriifungsamt
X] Gesehen [] Vorgeprift

Datum: 24.08.2026
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Sachverhalt:

Der Eschweiler Blindnis fir Demokratie e.V. wurde am 3. Februar 2026 gegriindet und ist aus dem
Anfang 2024 entstandenen Eschweiler Bundnis fur Demokratie hervorgegangen. Seit seiner
Grindung setzt sich der Verein aktiv fir die Férderung demokratischer Werte, die Starkung der
Zivilgesellschaft sowie den Einsatz fur Toleranz, Vielfalt und gesellschaftlichen Zusammenhalt in
Eschweiler und der StadteRegion Aachen ein.

Zu den Schwerpunkten der Vereinsarbeit gehdren die Durchfuhrung von Informationsveran-
staltungen, Workshops und Bildungsangeboten sowie die Unterstitzung von Initiativen, die sich
far Demokratie, Chancengerechtigkeit, Integration, Menschenrechte und den Abbau von
Diskriminierung engagieren. Dabei arbeitet der Verein mit unterschiedlichen gesellschaftlichen
Akteuren zusammen und fordert den Dialog sowie die aktive Mitwirkung der Burgerinnen und
Burger.

Die Ziele und das Engagement des Eschweiler Bundnis fur Demokratie e.V. decken sich in
wesentlichen Bereichen mit den Anliegen des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und
Integration. Auf Initiative der Vorsitzende wird daher ein Beitritt angestrebt. Eine Mitgliedschaft
bietet die Mdglichkeit, den Austausch zu intensivieren, gemeinsame Projekte zu entwickeln und
sich aktiv fur eine offene, vielfaltige und demokratische Gesellschaft einzusetzen.

Finanzielle Auswirkungen:
Der jahrliche Mitgliedsbeitrag betragt 30,00 Euro. Die erforderlichen Haushaltsmittel stehen im

Produkt , 01111 01 01 Politische Gremien - Zuwendungen Ausschuss fur Chancengleichheit und
Integration” 549 201 00 zur Verfigung.

Personelle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
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Stadt Eschweiler
Der Burgermeister

50 Amt fur Soziales, Senioren und Integration

Vorlagen-Nummer

346/26

Sitzungsvorlage
Beratungsfolge Sitzungsdatum
1. | Vorberatung Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und offentlich 16.09.2026
Integration
‘ 2. I Vorberatung I Haupt- und Finanzausschuss ‘ éffentlich ‘ 22.09.2026 I

‘ 3. ‘ Beschlussfassung

‘ Rat der Stadt Eschweiler

‘ offentlich

‘ 23.09.2026 ‘

Beschlussfassung iiber die Anderung der Geschaftsordnung des
Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und Integration

Beschlussvorschlag:

Der Rat beschlieBt die Neufassung der Geschéaftsordnung in der vorgelegten Fassung.

A 14-Rechnungsprifungsamt
X Gesehen [] Vorgepruft

Datum: 27.08.2026

[ zurtckgestellt

[]zurtckgestellt

[Jzurtckgestellt

gez. Nowicki gez. Duikers
gez. Costantini
1] 2 | 3 | a_|
[]zugestimmt []zugestimmt [Jzugestimmt [Jzugestimmt
(] zur Kenntnis genommen [ zur Kenntnis genommen | []zur Kenntnis genommen | []zur Kenntnis genommen
[Jabgelehnt [] abgelehnt [Jabgelehnt [Jabgelehnt

[Jzurtckgestellt

Abstimmungsergebnis

Abstimmungsergebnis

Abstimmungsergebnis

Abstimmungsergebnis

[]einstimmig [Jeinstimmig [Jeinstimmig [Jeinstimmig
[lia [lia Llia Llia

[Inein [Inein [Inein [Inein

[ Enthaltung [ Enthaltung []Enthaltung []Enthaltung




Sachverhalt:

In seiner Sitzung am 19.02.2026 hat der Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und Integration
beschlossen, zur Uberarbeitung der Geschaftsordnung einen Arbeitskreis einzurichten. Dieser
tagte am 23.04.2026.

Teilnehmende Mitglieder waren Frau Essers (ACI), Frau Bejtullahi (ACI), Frau Behr (CDU), Herr
Wollersheim (CDU), Herr Badura (SPD) und Herr Kaun (AfD); seitens der Verwaltung nahmen Herr
Hagel (Amt50), Frau Klinkenberg (Amt50) und Frau Huth (Amt13) teil.

Die im Arbeitskreis erarbeiteten Anderungen wurden in die Geschaftsordnung eingepflegt und
allen Teilnehmenden zur Prifung zugesandt. Weitere Anderungen wurden nicht vorgebracht.

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Personelle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
260716_geaenderte_Fassung_Geschaeftsordnung_ACI

260716_Synopse der wesentlichen Anderungen
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Praambel

Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration befasst sich gemaB der Gemeindeordnung des
Landes NRW mit allen Angelegenheiten der Kommune, insbesondere wenn sie die Interessen der in Eschwei-
ler lebenden Menschen mit internationaler Familiengeschichte betreffen.

In diesem Sinne versteht sich der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration als kommunale In-
teressenvertretung aller in Eschweiler lebenden Menschen, sowie als kommunales Querschnittsgremium
zur Gestaltung des Prozesses fur Chancengerechtigkeit und gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit
internationaler Familiengeschichte.

Ziel des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration ist es, die Potenziale der Menschen mit in-
ternationaler Familiengeschichte zu entfalten und den im Zusammenhang mit der Zuwanderung nach E-
schweiler stattfindenden Veranderungsprozess inhaltlich kompetent zu gestalten. Der Ausschuss stellt An-
trdge und gibt Anregungen an Politik und Verwaltung, um die Potenziale von Zuwanderung und Chancen-
gerechtigkeit in der Stadt ganzheitlich positiv zu férdern.

Sprachliche Gleichbehandlung

Soweit in dieser Prdambel oder in den weiteren Regelungen Funktions- und Amtsbezeichnungen wie bei-
spielsweise ,Burgermeister”, ,Vorsitzender” oder vergleichbare Begriffe verwendet werden, gelten diese

geschlechtsneutral und beziehen sich ausdricklich auf alle Geschlechter. Die Verwendung der mannlichen
Form erfolgt ausschlieBlich aus Griinden der besseren Lesbarkeit und beinhaltet keine Wertung.

Geschiaftsordnung fiir den Ausschuss fiir Chancengerechtigkeit und Integration
bei der Stadt Eschweiler

Inhaltsverzeichnis

§1 Einberufung des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration

§2 Ladungsfrist

§ 3 Aufstellung der Tagesordnung

§4 Vorlagen

§5 Offentliche Bekanntmachung

§ 6 Anzeigepflicht bei Verhinderung

§7 Offentlichkeit der Sitzung fir Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und Integration
§8 \Vorsitz

§ 9 Beschlussfahigkeit

§10 Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

§11 Redeordnung
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§14
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Ordnungsruf und Wortentziehung
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Geschaftsordnung

fiir den Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration bei der Stadt

Eschweiler

Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration bei der Stadt Eschweiler hat aufgrund des § 27
Abs. 7 Satz 2 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen, zuletzt gedndert durch Gesetz vom
10.07.2025 (GV NRW S. 618), am 16.09. 2026 folgende Geschéaftsordnung (Erstbeschluss Auslanderbeirat 05.
09. 1995) fur sich beschlossen:

§1Einberufung der Sitzung des Ausschusses fiir Chancengerechtigkeit und Integration

M

(2)

(3)

(4)

Q)

(2)

M

(2)

(3)

Der Vorsitzende des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration beruft die Sitzung ein,
so oft es die Geschéftslage erfordert. Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration ist
unverzuglich einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder des Ausschusses fur Chan-
cengerechtigkeit und Integration unter Angabe, der zur Beratung zu stellenden Gegenstande dies
verlangt.

Die Einberufung erfolgt durch Ubersendung einer schriftlichen Einladung an alle Mitglieder des Aus-
schusses fur Chancengerechtigkeit und Integration.

In der Einladung sind Sitzungsbeginn, - ort und Tagesordnung anzugeben. lhr kdnnen schriftliche
Erlauterungen zu den einzelnen Verhandlungsgegenstanden (Vorlagen) beigefligt werden.

Von den Einladungen und den Vorlagen (§ 4) erhalten der Blrgermeister, sowie die Fraktionsvorsit-
zenden der im Rat der Stadt Eschweiler vertretenen Parteien zeitgleich mit den Mitgliedern des Aus-
schusses fur Chancengerechtigkeit und Integration ein Exemplar zur Kenntnis.

§2 Ladungsfrist

Die Einladung muss den Mitgliedern des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration
spatestens am vorletzten Freitag vor dem Sitzungstermin zugehen.

In besonders dringenden Fallen kann die Ladungsfrist bis auf 3 volle Tage abgekurzt werden. Die
Dringlichkeit ist in der Einladung zu begranden.

§3 Aufstellung der Tagesordnung

Der Vorsitzende setzt nach Benehmen, mit dem vom Burgermeister bestellten Geschaftsfuhrer die
Tagesordnung fest. Er hat dabei Vorschlage aufzunehmen, die ihm schriftlich spatestens am 16. Ka-
lendertag vor dem Sitzungstag von einem Mitglied des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und
Integration vorgelegt werden.

Der Vorsitzende legt ferner nach Benehmen, mit dem vom Burgermeister bestellten, Geschéftsfih-
rer die Reihenfolge der einzelnen Tagesordnungspunkte fest und bestimmt, welche Tagesord-
nungspunkte in nichtéffentlicher Sitzung behandelt werden sollen. Die Genehmigung der Nieder-
schrift Uber die vorhergegangene Sitzung ist jeweils als erster Punkt in die Tagesordnung aufzu-
nehmen. Darlber hinaus sind die Beantwortung von Anfragen und das Geben von Mitteilungen
durch den Vorsitzenden in die Tagesordnung aufzunehmen.

Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fallt, weist der
Vorsitzende in der Tagesordnung darauf hin, dass die Angelegenheit ohne Sachdiskussion durch
Geschaftsordnungsbeschluss vom Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration von der
Tagesordnung wieder abzusetzen ist.



§4 Vorlagen

Sofern Vorlagen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten zu fertigen sind, sollen sie grundsatzlich mit
der Einladung versandt werden; ausnahmsweise kdnnen Vorlagen in einer klrzeren als fur die Ladung
bestimmten Frist nachgereicht werden.

§5 Offentliche Bekanntmachung

Sitzungsbeginn, -ort und Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und
Integration sind vom Vorsitzenden rechtzeitig bekannt zu machen. Die Bekanntmachung erfolgt im
Amtsblatt der Stadt Eschweiler

§6 Anzeigepflicht bei Verhinderung

Kann ein Mitglied an einer Sitzung nicht teilnehmen, ist die Vertretung durch ein anderes Mitglied der-
selben Liste der zugelassenen Wahlvorschlage sicherzustellen. Der Vorsitzende ist hieriber rechtzeitig
zu informieren.

§7 Offentlichkeit der Sitzungen des Ausschusses fiir Chancengerechtigkeit
und Integration

(1) Die Sitzungen des Ausschusses flir Chancengerechtigkeit und Integration sind 6ffentlich. Jeder-
mann hat das Recht, als Zuhoérer an 6ffentlichen Sitzungen des Ausschusses fir Chancengerech-
tigkeit und Integration teilzunehmen. Die Zuhérenden sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen
oder sich sonst an den Verhandlungen des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration
zu beteiligen.

(2) Als zweiter Punkt der Tagesordnung, fir eine Dauer von max. 15 Minuten, einer jeden Sitzung des
Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und Integration ist der Tagesordnungspunkt ,,Fragestunde
fur Einwohner aufzunehmen. Jeder Einwohner der Stadt Eschweiler kann eine Frage mundlich
und/oder schriftlich an den Vorsitzenden richten. Die Fragen, die klar und unmissverstandlich ge-
stellt werden, missen sich auf auf relevante Themenfelder des ACI beziehen; sie dirfen keine Be-
urteilung oder Bewertung enthalten. Dies wird zur Niederschrift beantwortet.

(3) Die Offentlichkeit wird im Ubrigen ausgeschlossen bei Angelegenheiten, deren Behandlung in 6f-
fentlicher Sitzung schutzwuirdige Interessen verletzen kdnnte.

(4) Daruber hinaus kann auf Antrag eines Ausschussmitgliedes fur einzelne Angelegenheiten die Of-
fentlichkeit ausgeschlossen werden. Antrage und Vorschlage auf Ausschluss der Offentlichkeit diir-
fen nur in nichtéffentlicher Sitzung begrindet und beraten werden. Falls dem Antrag oder dem Vor-
schlag stattgegeben wird, ist die Offentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nicht6f-
fentlicher Sitzung weiterverhandelt wird.

§8 Vorsitz

(1) Den Vorsitz im Ausschuss flir Chancengerechtigkeit und Integration fUhrt der aus der Mitte des
Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration gewahlte Vorsitzende.
Im Falle seiner Verhinderung Ubernimmt einer der stellvertretenden Vorsitzenden den Vorsitz in der
festgelegten Reihenfolge.

(2) Der Vorsitzende hat die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. Er handhabt die Ordnung in der
Sitzung und ubt das Hausrecht aus.



§9 Beschlussfahigkeit

(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der Vorsitzende die ordnungsgemaBe Einberufung sowie die
Beschlussfahigkeit der Versammlung fest und lasst dies in der Niederschrift vermerken.
Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration ist beschlussfahig, wenn mehr als die
Halfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Er gilt als beschlussfahig, solange seine
Beschlussunfahigkeit nicht festgestellt ist.

(2) Isteine Angelegenheit wegen Beschlussunfahigkeit zuriickgestellt worden und wird der Ausschuss
fur Chancengerechtigkeit und Integration zur Behandlung Uber denselben Gegenstand einberufen,
so ist er ohne Rucksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfahig, wenn bei der zweiten Einbe-
rufung auf diese Bestimmung ausdriicklich hingewiesen worden ist.

§10 Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

(1) Der Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und Integration kann vor Eintritt in die Tagesordnung be-
schlieBen:

a. die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu andern,
b. Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden,
c. Tagesordnungspunkte abzusetzen,

d. zusatzliche Tagesordnungspunkte zur zunachst vorgesehenen Tagesordnung aufzuneh-
men.

(2) Die Verweisung eines zur Beratung in 6ffentlicher Sitzung vorgesehenen Tagesordnungspunktes in
die nichtéffentliche Sitzung darf nur dann erfolgen, wenn es sich um eine geheimhaltungsbedurf-
tige Angelegenheit im Sinne von § 7 Abs. 3 und Abs. 4 dieser Geschaftsordnung handelt.

(3) Durch Beschluss des Ausschusses flr Chancengerechtigkeit und Integration kann die Tagesord-
nung in der Sitzung nur dann erweitert werden, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die von
auBerster Dringlichkeit sind und keinen Aufschub dulden.

§11 Redeordnung

(1) Der Vorsitzende ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgesehenen oder beschlossenen
Reihenfolge unter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes auf und stellt die Angelegenheit
zur Beratung. Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Vorschlag eines Mitgliedes des Ausschusses
far Chancengerechtigkeit und Integration in die Tagesordnung aufgenommen worden ist, so ist zu-
nachst dem Antragsteller Gelegenheit zu geben, seinen Vorschlag zu begrinden. Ist eine Bericht-
erstattung vorgesehen, so erhéalt zunachst der Berichterstatter das Wort.

(2) Ein Mitglied des Ausschusses flir Chancengerechtigkeit und Integration, der das Wort ergreifen will,
hat sich beim Vorsitzenden zu melden. Melden sich mehrere Mitglieder des Ausschusses fur Chan-
cengerechtigkeit und Integration gleichzeitig, so bestimmt der Vorsitzende die Reihenfolge der
Wortmeldungen.

(3) AuBerhalb der Reihenfolge erhélt ein Mitglied des Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und In-
tegration das Wort, wenn es Antrage zur Geschaftsordnung stellen will.

(4) Die Redezeit betragtim Regelfalle hdchstens 5 Minuten. Ein Mitglied des Ausschusses fiir Chancen-
gerechtigkeit und Integration darf héchstens dreimal zum selben Punkt der Tagesordnung spre-
chen; Antrage zur Geschéaftsordnung bleiben hiervon unberunhrt.



§12 Antrage zur Geschiaftsordnung

(1) Antrage zur Geschaftsordnung kénnen jederzeit von jedem Mitglied des Ausschusses flir Chancen-
gerechtigkeit und Integration gestellt werden. Dazu gehéren insbesondere folgende Antrage:

a. auf Schluss der Aussprache (§ 13),

b. auf Schluss der Rednerliste (§ 13),

c. aufVertagung,

d. auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung,

e. auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,
f. auf namentliche oder geheime Abstimmung,

g. auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung.

(2) wird ein Antrag zur Geschaftsordnung gestellt, so darf noch je ein Mitglied des Ausschusses fir
Chancengerechtigkeit und Integration fir und gegen diesen Antrag sprechen. Alsdann ist Gber den
Antrag abzustimmen. In Fallen des § 15 Abs. 3 und 4 dieser Geschaftsordnung bedarf es keiner Ab-
stimmung.

(3) Uber Antrage zur Geschéaftsordnung hat der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration
gesondert vorab zu entscheiden. Werden mehrere Antrage zur Geschaftsordnung gleichzeitig ge-
stellt, so ist Uber den jeweils weitestgehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfallen be-
stimmt der Vorsitzende die Reihenfolge der Abstimmung.

§ 13 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste

Jedes Mitglied des Ausschusses flir Chancengerechtigkeit und Integration, das sich nicht an der Bera-

tung eines Tagesordnungspunktes beteiligt hat, kann verlangen, dass die Beratung dieses Tagesord-

nungspunktes beendet oder die Rednerliste geschlossen wird. Wird ein solcher Antrag gestellt, so gibt
der Vorsitzende die bereits vorliegenden Wortmeldungen bekannt.
§14 Antrage zur Sache

(1) Jedes Mitglied des Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und Integration ist berechtigt, zu jedem
Punkt der Tagesordnung Antrage zu stellen, um eine Entscheidung des Ausschusses fur Chancen-
gerechtigkeit und Integration in der Sache herbeizufihren (Antréage zur Sache). Die Antrége missen

einen abstimmungsfahigen Beschlussentwurf enthalten.

(2) Far Zusatz- und Anderungsantrage gilt Abs. 1 entsprechend.

§15 Abstimmung
(1) Nach Schluss der Aussprache stellt der Vorsitzende die zu dem Tagesordnungspunkt gestellten
Sachantrage zur Abstimmung. Der weitestgehende Antrag hat Vorrang. In Zweifelsfallen bestimmt

der Vorsitzende die Reihenfolge der Abstimmung.

(2) Die Abstimmung erfolgtim Regelfalle durch Handzeichen.



(3)

(4)

(5)

(6)

@)

M

(2)

(3)

Auf Antrag von mindestens einem Drittel der Stimmberechtigten Mitglieder des Ausschusses fur
Chancengerechtigkeit und Integration erfolgt namentliche Abstimmung. Bei namentlicher Abstim-
mung ist die Stimmabgabe jedes Mitgliedes des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und In-
tegration in der Niederschrift zu vermerken.

Auf Antrag von mindestens einem Drittel der Stimmberechtigten Mitglieder des Ausschusses fur
Chancengerechtigkeit und Integration wird geheim abgestimmt. Geheime Abstimmung erfolgt
durch Abgabe von Stimmzetteln.

Die Stimmenzahlung nimmt je ein Mitglied des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integra-
tion vor, das vom Vorsitzenden auf Vorschlag aus der Mitte des Ausschusses fir Chancengerech-
tigkeit und Integration benannt wird.

Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl ein Antrag auf namentliche als auch auf geheime Ab-
stimmung gestellt, so hat der Antrag auf geheime Abstimmung Vorrang.

Das Abstimmungsergebnis wird vom Vorsitzenden bekannt gegeben und in der Niederschrift fest-
gehalten.

§16 Wahlen

Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die Abstimmung erfolgt im Regelfall durch
Handzeichen.

Falls ein Mitglied des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration der offenen Abstim-
mung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch Abgabe von Stimmzetteln. Auf dem Stimmzettel
ist der Name des zu Wahlenden anzugeben oder anzukreuzen. Unbeschriftete Stimmzettel gelten
als Stimmenthaltung.

Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der gultigen Stimmen erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als
gultige Stimmen. Erreicht niemand mehr als die Halfte der Stimmen, so findet zwischen den Perso-
nen, welche die beiden héchsten Stimmenzahlen erreicht haben, eine engere Wahl statt. Gewahlt
ist, wer in dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los.

§ 17 Antrage von Mitgliedern des Ausschusses fiir Chancengerechtigkeit und Integration

Q)

(2)

(3)

Antrage von Mitgliedern des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration an den Aus-
schuss fur Chancengerechtigkeit und Integration sind schriftlich zu formulieren und beim Vorsit-
zenden einzureichen.

Die Antrage kdnnen auch bei dem fir den Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und Integration in
der Verwaltung zustandigen Geschéaftsfuhrer eingereicht werden. Von dort aus werden die Antrage
an den Vorsitzenden des Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und Integration weitergeleitet. So-
weit eine Beratung in der nachsten Sitzung des Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und In-
tegration erfolgen soll, missen die Antrage spatestens am 16. Kalendertag vor Sitzungsbeginn beim
Vorsitzenden eingegangen sein. Die Regelung in § 4 der Geschaftsordnung bleibt hiervon unberthrt.

Ein Antrag auf Aufhebung eines frUheren Beschlusses bedarf der Unterschrift von mindestens ei-
nem Drittel der Stimmberechtigten Mitglieder des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und In-
tegration. Wird ein solcher Antrag abgelehnt, so darf er wahrend der nachsten 6 Monate nicht er-
neuert werden:; es sei denn, dass zwei Drittel der Mitglieder des Ausschusses fir Chancengerech-
tigkeit und Integration die Aufhebung beschlieBen.

Antrage, die abgelehnt sind, diirfen erst nach Ablauf von 6 Monaten erneut auf die Tagesordnung
gesetzt werden, es sei denn, dass mindestens ein Drittel der Mitglieder des Ausschusses flr Chan-
cengerechtigkeit und Integration die Wiederaufnahme beantragt.

7



§ 18 Ordnung in der Sitzung des Ausschusses fiir Chancengerechtigkeit und Integration,

M

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

Q)

(2)
(3)

M

(2)

Ordnungsruf und Wortentziehung

Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden unterliegen alle Personen, die sich wah-
rend einer Sitzung des Ausschusses flir Chancengerechtigkeit und Integration im Sitzungsraum
aufhalten. Wer sich ungebuhrlich verhalt oder sonst die Warde der Versammlung verletzt, kann vom
Vorsitzenden zur Ordnung gerufen und notfalls aus dem Sitzungssaal gewiesen werden.

Entsteht wahrend einer Sitzung des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration unter
den Zuhorern stérende Unruhe, so kann der Vorsitzende nach vorheriger Abmahnung den fur die
Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungssaales rdumen lassen, wenn die stérende Unruhe auf andere
Weise nicht zu beseitigen ist.

Redner, die vom Thema abschweifen, kann der Vorsitzende zur Sache rufen.

Redner, die ohne Worterteilung das Wort an sich reiBen oder die vorgeschriebene Redezeit trotz ent-
sprechender Abmahnung Uberschreiten, kann der Vorsitzende zur Ordnung rufen.

Hat ein Redner bereits zweimal einen Ruf zur Sache (Abs. 3) oder einen Ordnungsruf (Abs. 4) erhal-
ten, so kann der Vorsitzende ihm das Wort entziehen, wenn der Redner Anlass zu einer weiteren
OrdnungsmaBnahme gibt.

Einem Redner, dem das Wort entzogen ist, darf es in derselben Sitzung zu dem betreffenden Tages-
ordnungspunkt nicht wieder erteilt werden.

Jedem, der zur Ordnung gerufen oder dem das Wort entzogen wurde, steht der Einspruch zu. Der
Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration beschlieBt ohne Aussprache dartiber, ob die
MaBnahme berechtigt war. Fur die Dauer der Beschlussfassung hat der Betroffene den Sitzungs-
raum zu verlassen.

§19 Entzug der Sitzungsentschadigung, Ausschluss aus der Sitzung

Einem Mitglied des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration, das sich ungebuhrlich
verhalt oder die Wirde der Versammlung verletzt, kann durch Beschluss des Ausschusses fur Chan-
cengerechtigkeit und Integration, die auf den Sitzungstag entfallende Entschadigung entzogen
werden. Setzt das Mitglied des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration sein ord-
nungswidriges Verhalten fort, so kann es fur einen im Beschluss festzulegenden Zeitraum von die-
ser und weiteren Sitzungen des Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und Integration ausge-
schlossen werden.

Gegen OrdnungsmaBnahmen nach Abs. 1 steht dem Betroffenen der Einspruch zu.

Uber die Berechtigung der OrdnungsmaBnahme befindet alsdann der Ausschuss fiir Chancenge-
rechtigkeit und Integration in der nachsten Sitzung ohne die Stimme des Betroffenen. Diesem ist
vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Entscheidung des Ausschusses fur Chancen-
gerechtigkeit und Integration ist dem Betroffenen zuzustellen.

§ 20 Finanzen

Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration fihrt jahrlich gegentber dem Birger-
meister den Nachweis Uber die zweckentsprechende Verwendung der gem. § 27 Abs. 8 GO NRW
durch den Rat bewilligten Mittel zur Erledigung seiner Aufgaben (Geschéaftsaufwand) und der még-
licherweise daruber hinaus durch den Rat bewilligten, zweckgebundenen Mittel.

Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration erhalt zur Erflllung seiner Aufgaben ge-
maBn § 27 Absatz 8 GO NRW die im stadtischen Haushalt zugewiesenen Mittel. Diese werden von der
Geschaftsstelle verwaltet.



§ 21 Niederschrift

(1) Uber jede Sitzung des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration ist durch den Schrift-
fuhrer eine Niederschrift anzufertigen. Der Blirgermeister schlagt dem Vorsitzenden des Ausschus-
ses flr Chancengerechtigkeit und Integration einen Verwaltungsmitarbeiter zur Protokollfiihrung

vor.

(2) Die Niederschrift wird als Beschlussprotokoll gefiihrt. Sie soll sich auf die Angaben zu a) bis h) be-
schranken. Nur sofern erforderlich, ist knapp auf den Sitzungsverlauf einzugehen.

Die Niederschrift muss enthalten:

a)

b)

c)
d)
e)
f)

a)

h)

Sitzungsbeginn, - ort und Dauer einer Unterbrechung und Ende der Sitzung,

die Namen der anwesenden und der fehlenden Mitglieder des Ausschusses fur Chancenge-
rechtigkeit und Integrationsmitglieder,

c)die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen,

die behandelten Beratungsgegenstande,

die gestellten Antrage,

die gefassten BeschliUsse,

bei Abstimmungen und Wahlen das Stimmverhaltnis einschlieBlich der Stimmenhaltungen
und der Gegenstimmen, bei namentlicher Abstimmung, wie jedes Mitglied des Ausschusses
fur Chancengerechtigkeit und Integration gestimmt hat, bei Wahlen durch Stimmzettel die
Zahl der Stimmen fUr die einzelnen Bewerber, bei Losentscheid die Beschreibung des Los-

verfahrens.

die OrdnungsmaBnahmen.

(3) Die Niederschrift wird von dem Vorsitzenden und dem Schriftfihrer unterzeichnet. Verweigert der
Vorsitzende die Unterschrift, so ist dies in der Niederschrift zu vermerken. Sofern ohne Verweige-
rung der Unterschrift der Vorsitzende das Protokoll &ndert, hat er die Anderung schriftlich dem Pro-
tokoll beizufuigen. Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration entscheidet Uber das
Anderungsbegehren bei Genehmigung der Niederschrift.

(4)

(5)

Die Niederschrift ist nach Unterzeichnung unverzuglich, spatestens jedoch innerhalb von 30 Ar-
beitstagen, allen Mitgliedern des Ausschusses fur Chancengerechtigkeit und Integration und dem
vom Burgermeister bestellten Geschaftsflhrer zuzuleiten.

Einwendungen gegen die Niederschrift sind unverzuglich schriftlich beim Vorsitzenden geltend zu
machen. Uber Einwendungen entscheidet der Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und Integration
in seiner nachsten Sitzung.



§ 22 Schlussbestimmungen

(1) Jedem Mitglied des Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und Integration ist ein Exemplar dieser
Geschaftsordnung auszuhandigen. Wird die Geschaftsordnung wahrend einer Wahlzeit geandert, so
ist auch die gednderte Fassung auszuhandigen.

(2) Die Geschaftsordnung kann nur mit der Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder des Ausschus-
ses fur Chancengerechtigkeit und Integration geandert werden, wenn der Antrag dazu vorher auf
die Tagesordnung einer ordentlichen Sitzung des Ausschusses fir Chancengerechtigkeit und In-
tegration gesetzt worden ist.

§ 23 In-Kraft-Treten
Diese Geschaftsordnung tritt mit dem Tage nach der Beschlussfassung durch den Ausschuss fir Chan-

cengerechtigkeit und Integration in Kraft, gleichzeitig tritt die Geschaftsordnung vom 25.07.2007 auBer
Kraft.

Eschweiler, den 00.00.0000
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Synopse der wesentlichen Anderungen

Alte Geschaftsordnung

(2007) Neue Fassung Anderung/Bewertung

Bereich

Vollstdndige Umbenennung

Bezeichnung Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Anpassung der Begriff-

des Gremi-  Integrationsrat

und Integration lichkeiten im gesamten Do-
ums
kument.
Neue ausfuhrliche Praambel mit Auf-
Préambel Nicht vorhanden gabenbeschreibung, Zielsetzung und Neu eingefiihrt
Selbstverstandnis des Ausschusses.
Sprachliche Aufnahme einer Regelung zur ge-
Gleichbe- Nicht vorhanden schlechtsneutralen Auslegung aller  Neu eingefiihrt
handlung Funktions- und Amtsbezeichnungen.
Einleitung §27 Abs 7 Satz 2 § 27 Abs 7 Satz 2 Anpassung
§ 2 Ladungs- Zugang spatestens am Zugang spatestens am vorletzten

vorletzten Samstag vor
Sitzung

Vorschlage mussten von
§ 3 Abs. 1Ta- mindestens einem Drittel
gesordnung der Mitglieder eingebracht
werden

Nur Mitteilung der Verhin- Verpflichtung zur Sicherstellung einer

Frist angepasst

frist Freitag vor Sitzung.

Vorschlage kénnen von einzelnen Mit-
gliedern bis zum 16. Tag vor der Sit-
zung eingereicht werden.

Beteiligungsrechte erwei-
tert

fu(:‘Verhmde— derung an den Vorsitzen- Vertretung aus derselben Liste sowie fur?‘z?grtérrgnder Vertre-
9 den Information der Vorsitzenden. gsreg 9

-- Offentliche Sitzungen EinfGhrung einer Einwohnerfrage-
§ 7 Offent- . . .
; : ohne Einwohnerfrage- stunde als zweiter Tagesordnungs-  Wesentliche Neuerung
lichkeit .

stunde punkt (max. 15 Minuten).

§ 9 Be- ... Mehrheit der anwesenden Mehrheit der anwesenden stimmbe-
schlussfahig- ,,.. . . o Klarstellung
keit Mitglieder rechtigten Mitglieder.

§ 11 Redeord- Straffung der Sitzungsfiih-

Regelredezeit 10 Minuten Regelredezeit 5 Minuten.

nung rung
§ 15 Abstim- Bezug auf Integrations-  Bezug auf stimmberechtigte Mitglie- Anpassung an neue Struk-
mungen ratsmitglieder der des Ausschusses. tur

Antrage von Mitgliedern des Aus-
Antrage von Integrations- schusses; Einreichung auch Gber die

§17 Antrage ratsmitgliedern Geschaftsstelle ausdrucklich gere- Prazisierung des Verfahrens
gelt. Frist: 16 Kalendertage.
Neu gefasst und an § 27 Abs. 8 GO
§ 20 Finan- . NRW angepasst; Verwaltung der Mittel -
zen Bereits vorhanden durch die Geschaftsstelle ausdruick- Aktualisierung
lich geregelt.
§ 21 Nieder- Detailliertere Regelungen zur Proto-
; Inhaltlich ahnlich kollfihrung, Unterzeichnung, Ande-  Prazisierung
schrift .
rungsbegehren und Fristen.
Rechts- Integrationsrat / Auslan- Ausschuss fur Chancengerechtigkeit Modernisierung und Anpas-
grundlagen 9 und Integration / Menschen mit inter- sung an aktuelle Terminolo-

und Begriffe derbeirat nationaler Familiengeschichte gie.






Stadt Eschweiler
Der Burgermeister

50 Amt fur Soziales, Senioren und Integration

Sitzungsvorlage

Vorlagen-Nummer

347/26

Beratungsfolge

Sitzungsdatum

1. | Kenntnisgabe

Ausschuss fir Chancengerechtigkeit und
Integration

offentlich

16.09.2026

Vorstellung der Arbeit der Quartiersmanagerin in Eschweiler Ost

Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration nimmt den Bericht zur Kenntnis.
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Sachverhalt:

Im Rahmen einer Prasentation stellt die Quartiersmanagerin Frau Leipertz ihre Tatigkeit im
Quartier Eschweiler-Ost vor.

Dabei werden die aktuellen Projekte sowie bereits umgesetzte Mikroprojekte prasentiert.
Daruber hinaus gibt Frau Leipertz einen Ausblick auf geplante Projekte und die weitere
Entwicklung des Quartiers.

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Personelle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
Prasentation_Eschweiler_0Ost
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Vorstellung des Quartiersprojekts
Eschweller-0st

16.09.2026

Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost



=

w STADT
ESCHWEILER

Inhalt

* Vorstellung: allgemeine Projektidee, FOrderung und Netzwerk

* Vorstellung der Mikroprojekte und Veranstaltungen seit 08/2024
* Ausblick: geplante Projekte und Ideen

* Ruckfragen und Anmerkungen

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost



Projektidee

* (Quartiersprojekte an 10 Standorten in
NRW und RLP nach dem Hochwasser
2021 zur ,Starkung sozialer
Gemeinschaften”

* Wer sich kennt, kann sich im Notfall
helfen!

B BN A S
<) ’ . \ j
|n om |
namsl
nwil 6P

®* Klassische Quartiersarbeit kummert sich
darum, dass sich Menschen in ihrer
Nachbarschaft wohlfuhlen

* Quartiersarbeit bringt Menschen
zusammen und fordert das Miteinander

L3
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost M,g gém-mzu_an



Quartiersmanagement Eschweiler-Ost

Eckpunkte:
* 100%ige Forderung durch die Diakonie RWL / DKH
* Zeitraum 01.07.2024 bis 31.12.2027 (zweimal verlangert)

* Forderung von Sach- und Personalkosten sowie die Moglichkeit, gesonderte
Fordermittel fur Mikroprojekte zu beantragen

* Themenschwerpunkte Natur, Nachhaltigkeit, Nachbarschaft, z.B. fur gute
(Projekt-)ldeen und ehrenamtliches Engagement im Stadtteil Eschweiler-0Ost

* Zugehorig der Abteilung 502 im Amt fUr Soziales, Senioren und Integration

L3
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost w E-Sréa-\g\lElLER



Projektforderung

100%ige Forderung durch Diakonie
Rheinland-Westfalen-Lippe bzw.
Diakonie Katastrophenhilfe vom
01.07.2024 bis zum 31.12.2027

Diakonie :&s
Katastrophenhilfe

Rheinland-Westfalen-Lippe

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost
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Starke Partner im Stadttell

® Quartiersburo in der BEO

BEO e.V. als Trager der
Begegnungsstatte

Spiel- und Lernstube als
langjahriger Nutzer

* Netzwerkpartner kommen in
der Stadtteilkonferenz Ost
(zweimal im Jahr)
zusammen

L3
16.09.2026  Quartiersmanagement Eschweiler-Ost ST R



Aktivitaten und Mikroprojekte seit 08/2024

* externe Fordergeber, nicht ausschlieBlich Diakonie RWL
* rund 26.000 € an zusatzlichen Fordergeldern akquiriert

* verschiedene Zielgruppen, Themenschwerpunkte und
Kooperationspartner:innen

* Kinder und Jugendliche, Frauen, Senior:innen u.v.m.

* Viele verschiedene Projektideen erfolgreich umgesetzt - die
meisten |[deen stammen aus dem Viertel selber

L]
16.09.2026  Quartiersmanagement Eschweiler-Ost ST R



Projekt 1: Streetball

* Streetball-Turnier an der
BEO in Kooperation mit
der Mobilen Jugendarbeit
der Stadt Eschweiler und
Umfrage zu
Freizeitwlnschen

* 1. Oktober 2024

L3
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost M EEQB%EILER



Streetball

* Kooperation mit Mobiler Jugendarbeit
* Hallenterminam 07.03.2025
* / Teams a 3 bis 4 Spieler

viele Zuschauer:innen

* Weitere Termine im Juli 2025,
Februar 2026 und Mai 2026

L3
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost w EEQE%EILER



Projekt 2: Ferientag ,,Natur pur”

Unterstutzung Ferienspiele
der Spiel- und Lernstube:

Bastel-Tag mit
Naturmaterialien

16. Oktober 2024

L3
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost M E-Srég\[l‘vElLER
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Projekt 3: St. Martin im Quartier

UnterstUtzung St. Martin
Tragerverein BEO e.V.:

Weckmanner fur den St.
Martinszug

14. November 2024

Bildquelle: www.labbe.de

b=
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost N %EQB%EILER 11



Projekt 4: Kinderzoch in Ost

Kostumgruppe beim Kinderzoch in
Ost am 27.02.2025

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost

ﬁ STADT
ESCHWEILER
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Projekt 5: Frauen feiern Frauen

Party zum Weltfrauentag am 08.03.2025 in Kooperation mit der
AWO MBE und dem BEO e.V.
Auch hier: Wiederholung am 07.03.2026

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost
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Projekt 6: Tiny Forest

Pflanzen eines Tiny Forests auf dem Gelande Friedhof Durener StraBe am 14.03.2025

L
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost u gsréa-\[l‘vElLER
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Projekt 6: Tiny Forest

Kooperation mit BINE e.V., Bildungsburo der StadteRegion, Pfarre St. Peter und Paul und der
Realschule Patternhof

L
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Forest

Ny

T

Projekt 6

I

il

I

|

Der Tiny Forest im Marz 2026

L3
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Projekt 7: Umweltwoche (Osterferien)

UnterstUtzung der Osterferienspiele der stadt. Spiel- und Lernstube
vom 14. bis 17.04.2025

L3
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost u E-Srég\[l‘vEILER
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Projekt 8: Veedelsblick - Veedelsklick

Fotoworkshops fur Kinder im Rahmen des NRW Kulturrucksacks an
sechs Terminen im Mai und Juni 2025

L3
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Projekt 9: Tag der Nachbarschaft

Info- und Familientag am 23.05.2025 an der BEO mit Uber 10
Kooperationspartnern

L3
16.09.2025 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost w E-Srég\g\lElLER
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Projekt 9: Tag der Nachbarschaft

Themenschwerpunkte: Natur, Nachhaltigkeit, Nachbarschaft und
Katastrophenvorsorge

=
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost y E-SF%BEVEILER 20



Projekt 10: Sauberes Viertel

e im Rahmen der
Aktionswoche ,Sauberes m
Eschweiler” am 13.06.2025

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost
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ESCHWEILER
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Projekt 11: Mullsammelaktion

MUllsammelaktion am 18.07. gemeinsam mit
der Spiel- und Lernstube, dem Quartiersmanagement West und
der Mobilen Jugendarbeit

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost
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Projekt 12: Mosaik-Workshop

* Mosaikworkshop im November 2025 in Kooperation mit der
Spiel- und Lernstube.
« Trittsteine sollen in ein Beet neben der BEO verlegt werden.

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost
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Projekt 12: Mosaik-Workshop

* Mosaikworkshop im November 2025 in Kooperation mit der
Spiel- und Lernstube.
« Trittsteine sollen in ein Beet neben der BEO verlegt werden.

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost

ﬁ STADT
ESCHWEILER
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Projekt 12: Strukturwandelfahrt

* Planwagenfahrt zum Indemann und zum Aussichtspunkt
Tagebau Schophoven als Abschluss der Ferienspiele der
Spiel- und Lernstube am 01.08.2025

pra— B (B

L
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-Ost w
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Projekt 13: Kino im Zirkuszelt

« ermoglicht durch Frau Kohlen
(Netzwerk Flugelschlag)

Diakonie &2
Katastrophenhilfe

nnnnnnnnn “Westialen Lippe

;"w <, "‘-_ Lllﬂnv
s N’g E'Sr‘éEEVElLER

« am 1/.08.2025 im Ostpark

° koste n I Ose r KI n Oa be n d fu r as Quartie nagement Eschweiler-Ost prasentiert: *

KINO IM
Jung und Alt ZIRKUSZELT

Kostenlose Filmvorfihrung fur Kinder und Eltern

im Zirkuszelt im Ostpark
52249 Eschweiler

Sonntag, 17.08.2025
Einlass: ab 17:30 Uhr
Beginn: 18:00 Uhr

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost
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Projekt 14: Indepiraten

» Kooperation mit der Fluthilfe der Diakonie im
Kirchenkreis Julich, dem Baubetriebshof der
Stadt Eschweiler, dem Wasserverband Eifel-
Rur sowie der Kita Meragel

« 08.09. bis 12.09.2025

« Projektwoche zu Wasser, Natur,
Umweltschutz
und Pflanzen

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost
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Projekt 15: Erste Hilfe am Kind

 Workshops mit Herzenssache
Erste Hilfe fur Eltern und
GroBReltern

o Januar bis Marz 2026
e im Mai 2025 mit

Vorschulkindern der BKJ-Kita
Herz Jesu

Erste-Hilfe-Workshops fur Eltern, GroBeltern und
Vorschulkinder im Rahmen der Katastrophenvorsorge

* Wiederholung im Oktober

(o) Diakonie &
Mivigy Katastrophenhilfe

Rheinland-Westfalen-Lippe

b3
N* Egléll?l-\l;\/ElLER
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Projekt 16: Nachbarschaftsfruhstuck

« Ehrenamtlich organisierter
FrOhstuckstreff

« Einmal pro Monat freitags ab
9:30 Uhr

oY \I
1 freitags,

9:30 bis 11:30 Uhr

wnm: Blrgerbegegnungsstatte
/ Eschweiler-Ost

MoselstraBe 10
08.05.2026 52249 Eschweiler

12.06.2026

10.07.2026 Anmeldung bis mittwochs bei:
Britta Leipertz

14.08.2026 Quartiersmanagement Ost

04.09.2026 britta.leipertz@eschweiler.de

Mobil: 0159 046 148 60

Diakonie & <
Katastrophenhilfe BEO . Diakonie &2
Rheinland-Westfalen-Lippe sy N‘ ggég\l;v FilEh Katastrophenhilfe

Rheinland-Westfalen-Lippe

.
ST in @

b=
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Sonstige Projektaktivitaten

« Stadtteilkonferenzen (alle 6 Monate)

* Inklusive Tischkickerliga November 2024 bis Marz 2025
« Spielplatzfeste DKSB GutenbergstraBe

« Ausbau der Angebote in der BEO

* Netzwerke: ASD, Kinderschutz, Kultur

« Tag der Inklusion, Interkulturelle Woche

» Info-Abende, z.B. zum Thema BuT

* uU.v.m.

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost
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..und sonst?

+ Hilfestellung bei allen Themen, z.B.
- Jobcenterantrage

« Antrage bei der Pflegeversicherung
« Bewerbungsschreiben

« Schulfragen

« Burgeranfragen und Kommunikation mit den Fachdienststellen

16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost
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Neuer Projektschwerpunkt: Kat-A

« Einrichtung einer sog. Katastrophen-Anlaufstelle (Kat-A), die von
Ehrenamtlern im Notfall in Betrieb genommen wird

« Notfalle kdnnen sein: Blackout, Hochwasser, Hitze
* Anlaufstelle BEO
* Suche nach engagierten Ehrenamtlern mit Interesse an Katastrophenschutz

» Entwicklung von Notfallplanen und Konzepten sowie Ausrustung der BEO

L3
16.09.2026 Quartiersmanagement Eschweiler-0Ost ws E-Srég\g\lElLER
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Kontakt zum Quartiersprojekt

===

w STADT
ESCHWEILER

Quartiersbiiro Eschweiler-Ost

Sprechzeiten:

montags: 15:00 bis 16:30 Uhr

donnerstags: 16:00 bis 17:30 Uhr
oder nach Vereinbarung

\ea ESCstlle
;

Quartiersmanagerin g
A Britta Leipertz o

E@ﬁ britta.leipertz@eschweiler.de

Tel.: 02403 71-449

Diakonie &
Katastrophenhilfe

Rheinland-Westfalen-Lippe

L]
16.09.2026  Quartiersmanagement Eschweiler-Ost ST R






Stadt Eschweiler
Der Burgermeister

500 Sozialhilfe, Asylbewerberleistungen und Versicherungsbiiro

Vorlagen-Nummer

367/26

Beratungsfolge Sitzungsdatum
‘ 1. ‘ Kenntnisgabe ‘ Ausschuss fir Soziales, Senioren und Kultur offentlich 09.09.2026
2. | Kenntnisgabe Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und offentlich 16.09.2026
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Sachverhalt:

Der Bericht zur aktuellen Situation von Flichtlingen in Eschweiler wird den politischen
Fachgremien der Stadt Eschweiler regelmaBig zur Kenntnis gegeben. Der aktuelle Bericht Uber die
Situation in Eschweiler ist als Anlage beigefugt und mit aktuellen Aussagen zur
Unterbringungssituation erganzt.

Finanzielle Auswirkungen:
Die erforderlichen Mittel sind im Rahmen des Haushaltes fur das Jahr 2026 berticksichtigt worden.

FUr die Haushaltsjahr 2027 f. werden die unterjahrigen Veranderungen entsprechend in das
Haushaltsaufstellungsverfahren eingebracht.

Die Auswirkung eines moglichen Ersatzstandortes wird mit separater Vorlage fir die
Haushaltsjahre 2027 f. eingebracht.

Personelle Auswirkungen:
Die Vorbereitung etwaiger MaBnahmen erfolgt durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes

fUr Soziales, Senioren und Integration unter Beteiligung weiterer Fachamter (bspw. Amt 61, Amt
63 u.d.) und externer Planungsbiros.

Anlagen:
Bericht zur aktuellen Situation - Stand 24.08.2026
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Fliichtlinge in Eschweiler
Bericht zur aktuellen Situation (Stand 24.08.2026):

Mit Stand 14.08.2026 werden der Stadt Eschweiler 824 Personen als zugewiesene Asylbewerber gemal dem Gesetz
Uber die Zuweisung und Aufnahme auslandischer Fliichtlinge (Fliichtlingsaufnahmegesetz — FIGAG NRW) anerkannt
(= 85,77 % der Aufnahmequote, 137 Asylbewerber unter 100 %).

Nach Wegfall des Dispenses aufgrund der Uberflutungssituation im Jahr 2021 zum 30.09.2022 wurde mit der fiir die
Koordination von Zuweisungen federfihrenden Bezirksregierung Arnsberg vereinbart, dass zur Erméglichung einer
kontrollierten Aufnahme der nun zuzuweisenden Personenanzahl vorerst ein wochentliches Kontingent von maximal
5 Personen in die Stadt Eschweiler zugewiesen wurde. Nach in grolken Teilen erfolgtem Wiederaufbau befindet sich
Eschweiler nun wieder in der vollen Zuweisung. Aktuell schwankt die Zahl der Zuweisungen, in Abhangigkeit von der
Situation in den Landeseinrichtungen und libergeordneten Entscheidungen, wochentlich.

Seit dem 01.01.2026 wurden bisher 68 Fluchtlinge nach Eschweiler zugewiesen. Bei dem ,Konigssteiner Schliissel*-
Verfahren handelt es sich um ein planerisches Instrument, mit dem eine gleichméaRige Verteilung der ankommenden
Fluchtlinge in der BRD erreicht werden soll. Anhand einer Formelberechnung wird somit ermittelt, welchen Prozentsatz
an der Gesamtmenge der zu verteilenden Fllchtlinge jede einzelne Kommune in der BRD aufzunehmen hat.

Anzahl Zuweisungen
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322 mit einem Schutzstatus durch das Bundesamt fir Migration und Flichtlinge (BAMF) ausgestattete Personen (Asyl-
berechtige, durch die Genfer Flichtlingskonvention Geschutzte, Subsidiar Geschutzte, durch Abschiebeverbot Ge-
schutzte) wurden zur Wohnsitzauflage (§ 12a des Gesetzes Uber den Aufenthalt, die Erwerbstatigkeit und die Integra-
tion von Auslandern im Bundesgebiet — AufenthG) in Eschweiler verpflichtet (= 72,76 % der Aufnahmequote, 128
Personen unter 100 % — Stand 16.08.2026). Diese Personen haben aufgrund ihres Schutzstatus jedoch keinen An-
spruch auf Leistungen nach dem AsylbLG, sondern erhalten SGB II-Leistungen, sofern HilfebedUrftigkeit vorliegt.



Vor diesem Hintergrund ergeben sich aktuell folgende Quoten nach FIGAG und nach § 12a AufenthG:

Aufnahmequoten der Stadt Eschweiler
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392 Personen standen mit Erhebungsstand zum 01.08.2026 im Leistungsbezug nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG). Fir den zuletzt erstatteten Monat Juli 2026 erhielt die Stadt Eschweiler flir 116 Personen Uber die
sogenannte FIUAG-Kostenpauschale (= 1.013 Euro / Person / Monat) eine Erstattung durch das Land NRW.

276 Leistungsberechtige gem. AsylbLG konnten im Meldemonat Juli 2026 nicht Gber die o0.a. Erstattungsregelung mit
dem Land abgerechnet werden.

Personen im Leistungsbezug nach AsylbLG
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Aktuelle Situation zur Unterbringung

Zum Zeitpunkt der Vorlagenerstellung (24.08.26) ist die Stadt Eschweiler verpflichtet noch 137 Personen gemaf dem
Flichtlingsaufnahmegesetz NRW (FIUAG NRW) aufzunehmen.

Die Stadt Eschweiler verfolgt das Konzept der dezentralen Unterbringung. Uber die Entwicklung der Standorte wurde
laufend im Ausschuss fiir Soziales und Senioren (kinftig: Ausschuss flir Soziales, Senioren und Kultur) berichtet (s.
066/25, 114/25, 240/25, 079/26 und zuletzt 241/26).

Wie in den 0.g. Vorlagen laufend mitgeteilt, wurden in den vergangenen Jahren unterschiedliche Méglichkeiten der
Belegung genutzt. Hierbei wurde unter anderem die Neubauten im Bereich ,HuttenstralRe®, sowie die temporare Un-
terkunft ,HolderlinstralRe®, sowie die temporare Unterkunft ,Am Kraftwerk® geschaffen, um die bendtigten Kapazitaten
abdecken zu kdnnen. Parallel erfolgten Anmietungen von Wohneinheiten.

Zuletzt wurde der Standort an der Franz-Liszt-Strafe zum 20.04.2026 in Betrieb genommen und auch zeitnah belegt.
Hierbei wurde eine zuséatzliche Unterbringungskapazitat von 48 Platzen geschaffen, wovon aktuell bereits etwas mehr
als die Halfte der Platze belegt wurde.

Aktuell sind 804 Personen in Eschweiler kommunal untergebracht (688 gefllichtete Personen, sowie 116 wohnungs-
lose Personen). Derzeit verfligt die Stadt Eschweiler ohne den Standort RWE theoretisch noch tiber 90 freie Unter-
bringungsplatze, davon 10 Platze fiir wohnungslose Einzelpersonen:

- 5 Platze fir wohnungslose Einzelpersonen (Unterkunft Grachtstralle)
- 5 Platze fir gefliichtete Einzelpersonen (Unterkunft Severinstralie)

Der Mietvertrag fur die Unterkunft ,Am Kraftwerk® mit einer aktuellen Belegung von 64 Personen ist zum 31.12.2026
befristet.

Wie bereits in der vergangenen Sitzung des Ausschusses fur Soziales, Senioren und Kultur mitgeteilt, wird die RWE
Power AG ab dem 2. Quartal 2027 in unmittelbarer Nahe zum Standort der Unterkunft Geothermie-Bohrungen durch-
fuhren.

Aufgrund der hohen Anzahl der dort untergebrachten alleinstehenden Personen ist eine Fortflihrung der dortigen Un-
terkunft notwendig. Eine vollstandige Aufteilung auf die weiteren Standorte fir alleinlebende Personen (Severinstralie
und GrachtstraBe) ist aufgrund der nicht vorhandenen freien Platze nicht méglich.

Die Stadt Eschweiler befindet sich gemeinsam mit der RWE Power AG in der Abstimmung uber realisierbare Moglich-
keiten am jetzigen Standort sowie auf dem Betriebsgelande.

Da die Prifung noch nicht abgeschlossen ist, konnte mit RWE die Verstandigung erzielt werden, den bestehenden
Standort um zwei weitere Monate zu verlangern. Die entsprechende Beschlussfassung hierzu wird — nach Vorberatung
im Ausschuss fir Soziales, Senioren und Kultur — in den Stadtrat eingebracht (s. VV 292/26).

Das nachgelagerte Verfahren fur die Zeit ab Marz 2027 wird voraussichtlich im Laufe des 4. Quartals 2026 abgeschlos-
sen sein und dann in die politischen Gremien eingebracht.

Es erfolgt weiterhin eine regelmalige Sachstandsmitteilung tber die Situation gefliichteter Menschen in Eschweiler in
den politischen Gremien der Stadt Eschweiler.



	Sitzungsdokumente
	Tagesordnung öffentlich

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  1 Einführung und Verpflichtung eines Mitgliedes des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration
	Sitzungsvorlage  386/26

	TOP Ö  2 Neuwahl der/des stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration
	Sitzungsvorlage  390/26

	TOP Ö  3.2 Einführung der Bezahlkarte nach der Bezahlkartenverordnung für Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz; hier: Antrag Fraktion CDU und BASIS sowie Einzelvertreter der FDP vom 17.06.2026 und Antrag der Fraktion AfD vom 18.06.2026
	Sitzungsvorlage  364/26
	Aktuelle Fassung Bezahlkartenverordnung NRW - Stand 09.2025  364/26
	Anlage 1 - Antrag CDU, BASIS, FDP vom 17.06.2026  364/26
	Anlage 2 - Antrag AfD-Fraktion vom 18.06.2026  364/26

	TOP Ö  3.3 Beitritt des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration zum Bündnis für Demokratie der Stadt Eschweiler
	Sitzungsvorlage  348/26

	TOP Ö  3.4 Beschlussfassung über die Änderung der Geschäftsordnung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration
	Sitzungsvorlage  346/26
	260716_geaenderte_Fassung_Geschaeftsordnung_ACI  346/26
	260716_Synopse der wesentlichen Änderungen  346/26

	TOP Ö  4.1 Vorstellung der Arbeit der Quartiersmanagerin in Eschweiler Ost
	Sitzungsvorlage  347/26
	Präsentation_Eschweiler_Ost  347/26

	TOP Ö  4.2 Flüchtlinge in Eschweiler; hier: Bericht zur aktuellen Situation
	Sitzungsvorlage  367/26
	Bericht zur aktuellen Situation - Stand 24.08.2026  367/26



